	Gründermerkblatt Gastronomie


	Anzuwenden, wenn Sie 

· einen gastronomischen Betrieb ohne Alkoholausschank bzw. 
· ein Hotel mit Verzehrmöglichkeit nur für Hausgäste eröffnen wollen!


	1. Zulassungsvoraussetzungen regional unterschiedlich

	Während z.B. in Berlin und Nordrhein-Westfalen grundsätzlich die allgemein gültigen gesetzlichen bundesweiten Regelungen Anwendung finden, hat Sachsen sein Gaststättengesetz (SächsGastG) 2011 reformiert. Im Rahmen dieser Reform ist in Sachsen die gaststättenrechtliche Unterrichtung für Betreiber weggefallen. Möglich wurde dies durch die gesetzlichen Vorschriften aus der Lebensmittelhygieneverordnung (LMHV), die den Betreiber verpflichtet, sich und seine Angestellten zu schulen. Auch mit baurechtlichen Fragen befasst sich das SächsGastG nicht mehr. Zuständig hierfür ist das Gewerbeamt, welches ggf. Einzelfallprüfungen durchführt und die entsprechenden Behörden informiert. Regionale Unterschiede gibt es auch z.B. beim Nichtraucherschutz.

	2. Gaststättenerlaubnis (Konzession)

	Konzession notwendig
Nach § 2 Gaststättengesetz (GastG) bedarf es einer Erlaubnis (Konzession) zur Eröffnung einer gastronomischen Einrichtung, wenn Speisen (Speisewirtschaft) und/oder Getränke (Schankwirtschaft) an Ort und Stelle und mit Gewinnerzielungsabsicht verabreicht werden, im Reisegewerbe auf Veranstaltungen angeboten werden oder auch wenn der Betrieb (z.B. Vereinsheim) jedermann frei zugänglich ist. 
Die Konzession wird dabei personen-, raum- und betriebsartenbezogen erteilt. 
Personenbezogen
· Einzelunternehmen: Unternehmer; 
· Personengesellschaften (GbR, OHG, KG): jeder geschäftsführende Gesellschafter, bei Wechsel des Gesellschafters formale Neubeantragung für neuen Gesellschafter; 
· Kapitalgesellschaften (GmbH, AG, KGaA): juristische Person;
· Verein: juristische Person, d.h. der Verein, wenn die Vereinsgaststätte öffentlich zugänglich ist.
Raumbezogen
Das Gaststättengewerbe darf nur in den Räumen einschließlich Nebenräumen betrieben werden, die in der Erlaubnis festgelegt werden. Verbindlich ist in diesem Zusammenhang auch die Nutzungsart der Räume.
Betriebsartenbezogen
Jede abweichende Nutzung als die in der Erlaubnis festgeschriebene Schank- oder Speisewirtschaft muss auch im Hinblick auf eine mögliche Gefährdung ordnungsrechtlich geprüft und erlaubt werden (z.B. Betreiben einer Diskothek).
Folgende Betriebsarten werden erlaubnisrechtlich unterschieden:
· (Selbstbedienungs-)Restaurant
· Trinkhalle
· Imbisshalle
· Imbisskiosk/Imbisswirtschaft
· Speisewirtschaft
· Barbetrieb
· Schank- und/oder Speisewirtschaft mit regelmäßiger Livemusik
· Schank- und/oder Speisewirtschaft mit Schaustellung von Personen 
· Schank- und/oder Speisewirtschaft mit regelmäßigen Tanzveranstaltungen
· Diskothek
Erlaubnisfreies Gaststättengewerbe
Ein gastronomischer Betrieb ohne Alkoholausschank, z.B. Imbiss in einer Bäckerei oder Metzgerei, Café sowie reine Beherbergungsbetriebe, d.h. Hotels, die Speisen und Getränke nicht oder nur an Hotelgäste abgeben, werden als erlaubnisfreies Gaststättengewerbe bezeichnet. Die Gewerbeanmeldung erfolgt über das zuständige Wirtschaftsamt. Mitzubringen sind bei Einzelunternehmen bzw. Personenvereinigungen die Gewerbeanzeige und der Personalausweis oder Pass zur Einsichtnahme, bei Kapitalgesellschaften und juristischen Personen zusätzlich der Handels- oder Vereinsregisterauszug. Unabhängig von der „vereinfachten“ Anmeldung des Gewerbes unterliegen Sie den Bestimmungen der Bauordnung, der Lebensmittelhygiene sowie den Sperrzeiten lt. Gaststättenverordnung.

	3. Zuverlässigkeit und fachliche und weitere Voraussetzungen für die Erlaubniserteilung

	Polizeiliches Führungszeugnis
Der Antragsteller der Konzession hat seine persönliche Zuverlässigkeit durch das polizeiliche Führungszeugnis (nicht älter als sechs Monate) nachzuweisen. Dieses kann beim zuständigen Bürgeramt beantragt werden. Bei erheblichen einschlägigen Vorstrafen, finanzieller Leistungsunfähigkeit oder bei erwiesener Unzuverlässigkeit beim Führen einer Gaststätte in früheren Jahren wird der Erlaubnisantrag abgelehnt. 
Aufenthaltserlaubnis für Ausländer
Ausländer benötigen zudem eine Aufenthaltserlaubnis, die eine selbständige Erwerbstätigkeit im beantragten Gewerbe aus ausländerrechtlicher Sicht gestattet. 
Unbedenklichkeitsbescheinigung des Finanzamts
Als Nachweis, dass keine steuerlichen Rückstände bestehen, muss eine Unbedenklichkeitsbescheinigung des zuständigen Finanzamts vorgelegt werden.
Gewerbezentralregisterauszug
Dem Antrag beizulegen ist ebenfalls der Auszug aus dem Gewerbezentralregister (nicht älter als sechs Monate), erhältlich ist dieser beim zuständigen Bürgeramt. 
Unterrichtungsnachweis
Die fachliche Eignung wird i.d.R. durch die Teilnahme an der Gaststättenunterrichtung bei der örtlichen IHK nachgewiesen. Diese umfasst die Hygienevorschriften, das Lebensmittelrecht, das Bier-, Wein- und Milchrecht, das Getränkeanlagenrecht sowie Vorschriften für die Speisen- und Getränkekarte. Die IHK Berlin bietet diese Kurse bei entsprechender Nachfrage einmal im Monat als fremdsprachigen Unterricht für Personen an, die nicht über ausreichende fachliche Deutschkenntnisse verfügen. Über die Wahl der Sprache entscheidet die Zahl der Anmeldungen. Unter bestimmten Voraussetzungen, z.B. abgeschlossene Berufsausbildung in der Gastronomie (z.B. Koch, Restaurant-/Hotelfachmann, Fachgehilfen im Gastgewerbe) oder im Lebensmittel-Hand​werk (z.B. Bäcker, Metzger, Konditor), kann der Antragsteller von der Gaststättenunterrichtung befreit werden. Die notwendige Freistellungsbescheinigung stellt die zuständige IHK nach Vorlage der entsprechenden Unterlagen aus.
Objektbezogene Voraussetzungen
Bei der Beantragung der Konzession sind die Grundrisse aller zum Gaststättenbetrieb gehörenden Räume und Außenanlagen im Maßstab 1 : 100 sowie der entsprechende Miet-, Kauf- oder Pachtvertrag vorzulegen.

	4. Hygienebestimmungen und Allergeninformationen

	Personen, die gewerbsmäßig mit Lebensmitteln zu tun haben, unterliegen besonderen Auflagen des Gesundheitsamts. So muss von ihnen und ihren Angestellten erstmalig vor Ausübung der Tätigkeit bzw. Beschäftigung eine Bescheinigung des Gesundheitsamts gem. § 43 Infektionsschutzgesetz vorliegen, die nicht älter als drei Monate sein darf. 
Notwendig ist eine Bescheinigung für Personen, die mit folgenden Lebensmitteln arbeiten: 
· Fleisch, Geflügelfleisch und Erzeugnisse daraus,
· Milch und Erzeugnisse auf Milchbasis,
· Fische, Krebse, Weichtiere und Erzeugnisse daraus,
· Eierprodukte,
· Säuglings- und Kleinkindernahrung,
· Speiseeis und Speiseeiserzeugnisse,
· Backwaren mit nicht durchgebackener oder durcherhitzter Füllung oder Auflage,
· Feinkost-, Rohkost-, Kartoffelsalate, Marinaden, Mayonnaisen, andere emulgierte Soßen und Nahrungshefen,
· Sprossen und Keimlinge zum Rohverzehr sowie Samen zur Herstellung von Sprossen und Keimlingen zum Rohverzehr
und für Personen, die mit diesen Lebensmitteln
· direkt oder indirekt über Bedarfsgegenstände (z.B. Besteck oder Geschirr) in Berührung kommen oder
· in Küchen von Gaststätten und sonstigen Einrichtungen mit oder zur Gemeinschaftsverpflegung tätig sind.
Seit dem 13.12.2014 gilt die Europäische Lebensmittelinformations-Verordnung (LMIV), Verordnung (EU) Nr. 1169/2011, die Gastronomen und Hoteliers verpflichtet, ihre Gäste über Allergene in ihren Speisen und Getränken zu informieren. Diese Information kann schriftlich, elektronisch oder mündlich erfolgen. Im Fall der mündlichen Information muss eine schriftliche Dokumentation auf Nachfrage leicht zugänglich sein. Diese kann auf Grundlage der von den Verbänden entwickelten Anregungen z.B. als Kladde, Informationsblatt, Rezeptangaben o.Ä. erfolgen. Hierauf muss es im Restaurant einen deutlichen Hinweis geben. 

Arbeitgebern empfiehlt der DEHOGA, dass die Mitarbeiter in Küche und Service über die Bedeutung von Allergien und Unverträglichkeiten informiert bzw. geschult werden. Auf seiner Internetseite www.dehoga-bundesverband.de/branchenthemen/allergeninformationen/ hat der DEHOGA weitere Informationen und ein (kostenloses) Formblatt rund um das Thema bereitgestellt.

	5. Bauliche Bestimmungen

	Besondere bauliche Bestimmungen gelten für gastronomische Betriebe. Diese betreffen u.a. den Umfang und die Ausstattung bereitzustellender sanitärer Anlagen, die Belastung durch Lärm, Belüftung, Dunstabzug (Immissionsschutz), Feuerschutzanlagen, Rettungswege, Anzahl der Parkplätze, Anbringung von Werbeflächen sowie spezielle Anforderungen bei Nutzung öffentlicher Flächen (Außennutzung) und können sich ortsabhängig unterscheiden. Vor einer Neunutzung werden diese baulichen Bestimmungen neu geprüft. Der Inhaber der Gaststätte ist für den Erhalt der Betriebsbereitschaft dieser Anlagen zuständig. Hier erfolgt in regelmäßigen Abständen eine Prüfung durch die zuständigen Behörden. Übernehmen Sie eine bestehende Gaststätte und möchten Sie auch keine baulichen Veränderungen vornehmen, so besteht die Möglichkeit, eine vorläufige dreimonatige Erlaubnis zu erhalten. Allerdings ist das keine Gewähr, dass keine neuen, zusätzlichen Anforderungen gegenüber früher gestellt werden.
Zu beachten: Eine vorläufige Konzession kann nicht verlängert werden. Die endgültige Konzession ist unbefristet gültig. Ausnahme: Werden im Nachhinein Tatsachen festgestellt, die das Versagen der Erlaubnis begründen, dann kann die Konzession nachträglich widerrufen werden.
Neben den vorgenannten und vorzulegenden Nachweisen müssen Sie bei der Beantragung der Konzession den Antrag auf Konzessionserteilung, die Gewerbeanzeige, eine Kurzbeschreibung des Vorhabens, den Personalausweis bzw. Pass sowie den Handelsregisterauszug vorlegen.


	6. Steuerfragen speziell für Gastronomen

	Umsatzsteuer
Grundsätzlich unterliegen die Gaststättenumsätze dem vollen Steuersatz von 19 % und Übernachtungsentgelte in Hotels (reine Übernachtung ohne Frühstück, Parkplätze und andere Nebenleistungen) dem ermäßigten Umsatzsteuersatz von 7 %.
Befristete Umsatzsteuersenkungen aufgrund Coronakrise
Die Gastronomie profitiert von zwei Stufen der Umsatzsteuersenkung zur Milderung der Folgen der Coronakrise:

1. Einführung des ermäßigten Steuersatzes auf Speisen und Getränke auch bei In-Haus-Verzehr

Im Rahmen des bereits am 05.06.2020 beschlossenen ersten Corona-Steuerhilfegesetzes wurde der Steuersatz für Speisen im Rahmen von sogenannten Restaurations- und Verpflegungsdienstleistungen zeitlich befristet von derzeit 19 % auf 7 % herabgesetzt. Zu den von der Senkung betroffenen Leistungen zählen neben der Speisenabgabe bei Restaurant- oder Imbissbesuchen auch die Leistungen des Lebensmitteleinzelhandels und von Cateringunternehmen, Bäckereien und Metzgereien, wenn verzehrfertig zubereitete Speisen abgegeben werden. Die Absenkung des Steuersatzes gilt vom 01.07.2020 bis zum 30.06.2021.

2. Allgemeine Absenkung der Umsatzsteuersätze im zweiten Halbjahr 2020

Durch das Corona-Steuerhilfe-Gesetz II vom 29.06.2020 wurden dann die generelle Absenkung des ermäßigten Steuersatzes von 7 % auf 5 % und von 19 % auf 16 % im zweiten Halbjahr 2020 beschlossen. Dadurch wird der Steuersatz auf Restaurations- und Verpflegungsdienstleistungen noch günstiger. Für den Zeitraum vom 01.01.2021 bis zum 30.06.2021 wird sich der Satz dann wieder auf 7 % erhöhen und ab dem 01.07.2021 wieder regulär 19 % für Speisen, die direkt an Ort und Stelle zum Verzehr abgegeben werden, betragen. Die Abgabe von Getränken im Rahmen der Restaurations- und Verpflegungsdienstleistungen unterliegt weiterhin dem regulären Mehrwertsteuersatz und reduziert sich nur vom 01.07.2020 bis zum 31.12.2020 von 19 % auf 16 %. Die einzelnen Zeiträume zeigt die nachfolgende Übersicht: 
Steuersatzänderung bei Restaurations- und 
Verpflegungsdienstleistungen

01.07.2020–
31.12.2020

5 % auf Speisen, 
16 % auf Getränke

01.01.2021–
30.06.2021

7 % auf Speisen, 
19 % auf Getränke

ab 01.07.2021

19 % auf Speisen (wenn Verzehr an Ort und Stelle) und Getränke

Ab dem 01.07.2021 läuft dann alles wieder wie gehabt. Das heißt, falls sich keine weiteren Gesetzesänderungen ergeben, gilt für Verzehr an Ort und Stelle wieder generell der allgemeine Steuersatz von 19 %. Ausnahmen können gelten für den Außerhausverkauf von Speisen, sofern keine weiteren Dienstleistungen erfolgen. Dann kann ggf. der ermäßigte Steuersatz für Speisen von 7 % zum Tragen kommen. Schädliche weitere Dienstleistungen sind insbesondere z.B. Gestellung von Geschirr und Besteck beim Partyservice, Beratung, Bedienung und aufwendiger Deko- und Zubereitungsservice, Zurverfügungstellung von Tischen, Bänken, Stühlen, Toiletten. Im Einzelfall kann die Abgrenzung schwierig sein und Fehler sind bei 12 % Steuerunterschied teuer.

Auch gibt es immer wieder neue Rechtsprechungen, wann eine „einheitliche Leistung“ vorliegt, die dann einem einheitlichen Steuersatz unterliegt (vgl. zuletzt EuGH v. 18.01.2018 – C-0463/16, DStR 5/2018, 246, Stadion Amsterdam). Deshalb sollten die relevanten Sachverhalte eingehend mit dem Steuerberater besprochen und die praktische Organisation und Handhabung regelmäßig geprüft werden, weshalb eingehende, einzelfallbezogene Beratung durch den Steuerberater und sorgfältige Organisation zum Nachweis der Voraussetzungen wichtig ist.
Kassenführung
Gefürchtet sind in der Gastronomie Betriebsprüfungen, bei denen das Finanzamt „gerne“ mal Umsatzzuschätzungen vornimmt. Tür und Tor öffnet man den Prüfern, wenn die Bareinnahmen nicht ordnungsgemäß aufgezeichnet werden und die Kassenführung Mängel aufweist. Seit 2011 gelten verschärfte Anforderungen für die Nachweis- und Aufbewahrungspflichten bei Verwendung von elektronischen Registrierkassen. Lückenlose Z-Bons allein reichen schon lange nicht mehr, um auf der sicheren Seite zu bleiben. Damit die Anforderungen im Betriebsalltag erfüllbar sind, sollte auch hier eine individuelle Organisationsberatung erfolgen. Alte Kassensysteme dürfen nur noch übergangsweise eingesetzt werden. Seit 2016 sind bei Neuanschaffung ausschließlich GoBD-fähige Registrierkassen erlaubt. Wer jetzt eine neue Kasse kauft, muss zusätzlich auf den Einbau einer sogenannten TSE (Technische Sicherheitseinrichtung) achten. Gerne gehen wir die Anforderungen mit Ihnen durch und beraten Sie auch zur möglichen Datenübernahme in die Finanzbuchhaltung. Viele Gastroprogramme bieten auch nützliche betriebswirtschaftliche Auswertungen. Gerne können wir auch hier mit Ihnen prüfen, welche Auswertungen Ihnen das Leben erleichtern können bzw. für Ihr Controlling sinnvoll eingesetzt werden können.
Pauschalen für privaten Warenverbrauch
Sie und Ihre Familie können sich für Ihren persönlichen Bedarf frei aus dem Warenbestand bedienen. Hierfür sind pro Person und Jahr folgende Beträge zu versteuern:
Unentgeltliche Wertabgaben (Sachentnahmen) des Unternehmers und seiner Familie
Gewerbezweig
Jahreswert für eine Person ohne Umsatzsteuer für 2020
Ermäßigter
Steuersatz 
in €

Voller 
Steuersatz
in €

Insgesamt
in €

Gast- und Speisewirtschaften 
mit Abgabe von kalten Speisen

1.126
1.087
2.213
mit Abgabe von kalten und warmen Speisen

1.689
1.768
3.457
Café und Konditorei

1.179
642
1.821
Für angestellte GmbH-Geschäftsführer oder entgeltlich mitarbeitende Familienangehörige sind ggf. die Regeln wie für Mitarbeiter zu beachten. 
Bettensteuer, Übernachtungsteuer
In einigen Regionen/Städten wird eine sogenannte Bettensteuer bzw. Übernachtungsteuer (auch City-Tax oder Kulturförderabgabe auf Übernachtungen) erhoben. Diese Steuern sind zulässig, sofern sie nicht auf beruflich veranlasste Übernachtungen entfallen. Zum Nachweis der beruflichen Veranlassung dient bei Arbeitnehmern eine Bescheinigung des Arbeitgebers und bei Selbständigen eine Eigenerklärung. Formulare gibt es i.d.R. im Internet (vor Reiseantritt!). Zuständig ist i.d.R. das Finanzamt, für Berlin bspw. das Finanzamt Marzahn/Hellersdorf. Merkblätter und Formulare zur Abgabepflicht für Beherbergungsbetriebe und zum Nachweis der beruflichen Veranlassung für Geschäftskunden (auch auf Englisch) finden man für Berlin z.B. unter: 
https://www.berlin.de/sen/finanzen/steuern/downloads/artikel.57924.php. 

	7. Beschäftigung von Mitarbeitern


	Personaleinsatz und Vergütung
Ungünstige Arbeitszeiten, schwankende Auslastung und hohe Gästeerwartungen machen das erfolgreiche Personalmanagement in der Gastronomie zu einer Herausforderung. Viele Betriebe scheitern an zu hohen Personalkosten. Andere schaffen es, mit geschicktem Einsatzplan und einem für alle Beteiligten passenden Arbeitszeit- und Vergütungsmodell als Gastronom erfolgreich zu sein. Wer andererseits unüberlegt handelt, kann schon bei der ersten Betriebsprüfung sein blaues Wunder erleben. Wenn z.B. Sachbezüge und Nutzung der Pächterwohnung nicht vernünftig geregelt (und ggf. versteuert) sind, kann das im Extremfall die Existenz kosten. Anregungen für Arbeitsbedingungen und Vergütungsgestaltung findet man z.B. im Tarifvertrag, auch wenn dieser nicht allgemeinverbindlich ist. Gerne helfen wir Ihnen dabei, Ihr Vergütungssystem kostengünstig und mit Optimierung der Nettolöhne aufzustellen, und entwerfen mit Ihnen Organisationsmittel zur rechtssicheren Dokumentation und rationellen Erfüllung der Aufzeichnungspflichten im turbulenten Betriebsalltag. 
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